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Verfahrensgang

LG München I, Urt. vom 05.07.2019 – 3 O 12134/17



OLG München, Urt. vom 17.08.2022 – 7 U 4125/19, IPRspr 2022-287



BGH, Urt. vom 08.03.2024 – V ZR 176/22, IPRspr 2024-48

Rechtsgebiete

Verfahren → Sonstiges



Ehe und andere familienrechtliche Lebens- und Risikogemeinschaften → Güterrecht



Allgemeine Lehren → Ermittlung, Anwendung und Revisionsfähigkeit ausländischen Rechts



Sachenrecht



Allgemeine Lehren → Qualifikation

Leitsatz

Zwar ist die Prozessführungsbefugnis Prozessvoraussetzung, sodass grundsätzlich die lex fori und

damit deutsches Zivilprozessrecht zur Anwendung kommt. Dies gilt jedoch nur, soweit dieses nicht auf

ausländisches Recht verweist. Ein solche Verweisung ist immer dann anzunehmen, wenn sich die

Prozessführungsbefugnis auf eine Vorschrift des materiellen Rechts (hier: Güterrecht) gründet. Dann

bestimmt sich die Prozessführungsbefugnis nach der Rechtsnorm, die nach deutschem bzw. in

Deutschland geltendem internationalen Privatrecht maßgeblich ist (hier: südafrikanisches Güterrecht). [LS

der Redaktion]

Rechtsnormen

BGB § 883; BGB § 894



EGBGB Art. 14; EGBGB Art. 15; EGBGB Art. 43



EuGüVO 2016/1103 Art. 69




Sachverhalt

Die Parteien streiten um eine Grundbuchberichtigung. Die Klägerin, eine philippinische

Staatsangehörige, und M. B., ein deutscher Staatsangehöriger (im Folgenden MB genannt), lebten seit

2004 auf einer von MB gekauften Farm in Südafrika. Am 06.02.2006 schlossen sie in O., Südafrika die Ehe.

Ein Ehevertrag wurde nicht abgeschlossen, eine Rechtswahl nicht getroffen. In das Wohnungs- und

Teileigentums-Grundbuch von I.-V. des Amtsgerichts München, Band …, Blatt Nr. … war MB als Eigentümer

u.a. eines 98/10.000 Miteigentumsanteils an dem Grundstück …/20 I.straße …, Gebäude und Freifläche

verbunden mit Sondereigentum an Wohnung und Keller Nr. … eingetragen. Mit Urkunde des Notars J. O.

vom 27.11.2013 überließ MB, dabei unter Verwendung einer von MB H. B., dem Ehemann der Beklagten

und Sohn des MB aus früherer Ehe (im Folgenden als HB bezeichnet), erteilten notariellen

Generalvollmacht vom 12.06.1996 vertreten durch HB, dem HB neben 26 weiteren Wohnungen die o.g.

streitgegenständliche Wohnung. Gleichzeitig behielt sich MB ein lebenslanges Nießbrauchsrecht an den

27 übertragenen Wohnungen vor und erklärten die Vertragsparteien die Auflassung hinsichtlich der

27 Wohnungen. Die Klägerin hat der Überlassung der Wohnung an HB nicht zugestimmt. Am 04.12.2013

wurde HB als Eigentümer der streitgegenständlichen Wohnung in das Wohnungs- und Teileigentums-

Grundbuch eingetragen. Gleichzeitig erfolgte die Eintragung des Nießbrauchs zu Gunsten des MB. Am

15.01.2014 ging beim High Court of South Africa (Eastern Circuit Local Division, G.) der Scheidungsantrag

der Klägerin ein, der MB am 24.01.2014 zugestellt wurde. Das Scheidungsverfahren vor dem High Court of

South Africa ist noch nicht abgeschlossen. Mit Urkunde des Notars J. O. vom 30.06.2014 bot HB der

Beklagten an, einen Vertrag mit ihm zur unentgeltlichen Übertragung der streitgegenständlichen

Wohnung sowie 24 weiterer Wohnungen in M. auf die Beklagte abzuschließen. Das Angebot des HB war

bis 31.12.2016 befristet. Darüber hinaus erteilte HB der Beklagten für den Fall der Annahme des Angebots

unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB Vollmacht, für ihn und in seinem Namen zugleich

mit der Annahmeerklärung die Auflassungserklärungen beider Parteien für sämtliche überlassenen

Objekte beurkunden zu lassen. Schließlich beantragte und bewilligte HB hinsichtlich der

streitgegenständlichen Wohnungen und aller weiteren zur Übertragung an die Beklagte angebotenen

Wohnungen die Eintragung jeweils einer Auflassungsvormerkung in die jeweiligen Wohnungs- und
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Teileigentums-Grundbücher zu Gunsten der Beklagten "zur Sicherung deren Anspruchs auf Übertragung

des Eigentums an den genannten Objekten". Am 04.07.2014 wurde hinsichtlich des

streitgegenständlichen Grundstücks eine Auflassungsvormerkung zu Gunsten der Beklagten "gemäß

Bewilligung vom 30.06.2014 URNr. … Notar J. O." in das Wohnungs- und Teileigentums-Grundbuch

eingetragen. Von den neben der streitgegenständlichen Wohnung der Beklagten von HB mit Urkunde vom

30.06.2014 zur unentgeltlichen Übertragung angebotenen weiteren 24 Wohnungen in M. wurden von HB

im Zeitraum vom 12.09.2014 bis 10.06.2016 drei Wohnungen an Dritte aufgelassen. Am 06.05.2016

wurde der am 04.12.2013 zu Gunsten des MB in das Wohnungs- und Teileigentums-Grundbuch

eingetragene Nießbrauch an der streitgegenständlichen Wohnung gelöscht. Am 07.06.2016 schlossen HB

und die Kreissparkasse S. zwei Darlehensverträge, wobei als Verwendungszweck der Darlehenssummen

jeweils "Darlehensablösung HypoVereinsbank M. (I.straße …)" angegeben war.

Mit einstweiliger Verfügung vom 29.09.2016, Az. 534 F 9427/16, ordnete das Amtsgericht -

Familiengericht München die Eintragung eines Widerspruchs zugunsten der Klägerin und MB gegen die

Eintragung des HB als Eigentümer der streitgegenständlichen Wohnung sowie weiterer 25 Wohnungen an.

Der Widerspruch wurde am 07.10.2016 in das Wohnungs- und Teileigentums-Grundbuch eingetragen. Die

Klägerin beantragte, die Beklagte zu verurteilen, der Löschung der zugunsten der Beklagten

eingetragenen Auflassungsvormerkung zuzustimmen. Mit Endurteil vom 05.07.2019, Az. 3 O 12134/17,

wies das Landgericht München I die Klage ab. Mit Ihrer Berufung verfolgt die Klägerin unter Wiederholung

und Vertiefung ihres bisherigen Vortrags ihr erstinstanzliches Klageziel vollumfänglich weiter.

Aus den Entscheidungsgründen:

(Randnummern der IPRspr-Redaktion)

[1] B.

[2] Die zulässige Berufung der Klägerin ist unbegründet, da das Landgericht die Klage jedenfalls im

Ergebnis zu Recht abgewiesen hat.

[3] I.

[4] Die Klage ist zulässig, insbesondere ist die Klägerin prozessführungsbefugt.

[5] Zwar ist die Prozessführungsbefugnis Prozessvoraussetzung, sodass grundsätzlich die lex fori und

damit deutsches Zivilprozessrecht zur Anwendung kommt. Dies gilt jedoch nur, soweit dieses nicht auf

ausländisches Recht verweist. Ein solche Verweisung ist immer dann anzunehmen, wenn sich die

Prozessführungsbefugnis auf eine Vorschrift des materiellen Rechts gründet. Dies ist hier der Fall, da die

Klägerin ihre Prozessführungsbefugnis auf das Güterrecht stützt. Dann bestimmt sich die

Prozessführungsbefugnis nach der Rechtsnorm, die nach deutschem bzw. in Deutschland geltendem

internationalen Privatrecht maßgeblich ist (vgl. Geimer in ders., Internationales Zivilprozessrecht,

8. Auflage, Köln 2020, Parteien und ihre Vertreter, Rdnr. 2234 und 2235 und dem in Rdnr. 2238

aufgeführten Beispiel, dass ein Ehegatte die Rechte des anderen Ehegatten kraft Güterrechts geltend

macht). Im streitgegenständlichen Fall ist dies das südafrikanische Güterrecht.

[6] Grundsätzlich bemisst sich die Frage, welches Recht auf den ehelichen Güterstand anwendbar ist,

nach dem 3. Kapitel der EuGüVO. Für Ehegatten, die - wie die Klägerin und MB - die Ehe vor dem

29.01.2019 eingingen, gilt nach Art. 69 Abs. 3 EuGüVO﻿ weiterhin Art. 15 EGBGB﻿ (vgl. Thorn in Grüneberg,

BGB, 81. Auflage, München 2022, Rdnr. 1 zu Art. 69 EuGüVO). Mangels Rechtswahl der Ehegatten (Art. 15

Abs. 2 EGBGB) unterliegen demnach die güterrechtliche Wirkungen der Ehe dem bei der Eheschließung

für die allgemeinen Wirkungen der Ehe maßgebenden Recht. Da die Klägerin und MB zum Zeitpunkt der

Eheschließung keine gemeinsame Staatsangehörigkeit hatten (Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB﻿), kommt es

insoweit darauf an, ob und gegebenenfalls in welchem Land beide Ehegatten bei der Eheschließung ihren

gewöhnlichen Aufenthalt hatten. Der gewöhnliche Aufenthalt bezeichnet dabei den Ort eines nicht nur

vorübergehenden Verweilens, an dem der Schwerpunkt der Bindungen einer Person insbesondere in

familiärer oder beruflicher Hinsicht und damit ihr Daseinsmittelpunkt liegt. Entscheidend sind in erster

Linie die objektiven Merkmale der Dauer und Beständigkeit des Aufenthalts. Der Wille, den Aufenthaltsort

zum Daseinsmittelpunkt zu machen, ist nicht erforderlich. Der gewöhnliche Aufenthalt ist ein faktischer

Wohnsitz. Er erfordert eine gewisse Eingliederung in die soziale Umwelt, die durch die tatsächliche Dauer
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des Aufenthalts indiziert wird. Bei mehr als sechs Monaten ist grundsätzlich von einem gewöhnlichen

Aufenthalt auszugehen (vgl. Thorn in Grüneberg, BGB, 81. Auflage, München 2022, Rdnr. 10 zu Art. 5

EGBGB).

[7] Nach diesen Grundsätzen lag der gewöhnliche Aufenthalt der Ehegatten zum Zeitpunkt der

Eheschließung 2006 in Südafrika. Denn bereits im Jahr 2003 hatte MB einen dauerhaften Anlegeplatz für

seine Yacht in K., Südafrika gekauft und die Klägerin und MB lebten sodann seit 2004 auf einer von MB

angeschafften Farm in Südafrika. Auf die Behauptung der Beklagten, die Ehegatten hätten in Südafrika nur

vorübergehend Station machen und nach Brasilien weitersegeln wollen und die Ehe hätte nach der

Vorstellung der Ehegatten deutschem Recht unterfallen sollen, und damit auf die Willensrichtung des MB

und der Klägerin kommt es wegen der objektiven Natur des gewöhnlichen Aufenthalts nicht an. Ebenso

wenig ist entscheidungserheblich, ob die Ehegatten von der Anwendbarkeit deutschen Rechts auf ihre Ehe

ausgingen. Dies ist ein unbeachtlicher Rechtsirrtum.

[8] Da das nach alledem anwendbare südafrikanische Güterrecht nach der Rechtsauskunft des Max-

Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht vom 04.12.2020 laut Anl. BK 32 eine

Berechtigung der Klägerin vorsieht, auch ohne Zustimmung des MB gegen Dritte zu klagen, ist die

Klägerin prozessführungsbefugt.

[9] II.

[10] Die Klage ist jedoch unbegründet, da der von der Klägerin geltend gemachte, auf die Zustimmung

der Beklagten zur Löschung der zu deren Gunsten in das Grundbuch eingetragenen Vormerkung

gerichtete Grundbuchberichtigungsanspruch nach § 894 BGB﻿ nicht besteht. Denn die im Grundbuch zu

Gunsten der Beklagten eingetragene Vormerkung entspricht der wirklichen Rechtslage.

[11] Es kann insoweit dahinstehen, ob die Klägerin hinsichtlich dieses

Grundbuchberichtigungsanspruchs - wie sie behauptet - aktivlegitimiert ist, weil sie nach klägerischem

Vortrag durch die Eheschließung mit MB im Jahr 2006 aufgrund des nach südafrikanischem Güterrecht in

Ermangelung einer Rechtswahl der Ehegatten anwendbaren gesetzlichen Güterstands der community of

property zusammen mit MB Gesamthandseigentümerin der bis zur Eheschließung im Alleineigentum

des MB stehenden streitgegenständlichen Wohnung geworden sei und dies auch immer noch sei, da HB

mangels ihrer nach südafrikanischem Güterrecht erforderlichen Zustimmung zur Überlassung der

Wohnung durch MB an HB im November 2013 nicht Eigentümer der Wohnung geworden sei, sodass die

Klägerin in ihrer Stellung als Gesamthandseigentümerin durch die Eintragung der Vormerkung zugunsten

der Beklagten beeinträchtigt sei. Denn selbst wenn die Klägerin hinsichtlich des streitgegenständlichen

Grundbuchberichtigungsanspruchs aktivlegitimiert wäre, so bestünde dieser Anspruch dennoch nicht, da

die zu Gunsten der Beklagten eingetragene Vormerkung mit der wirklichen Rechtslage übereinstimmt. Die

Beklagte hat die Vormerkung nämlich gutgläubig erworben und die Vormerkung ist in der Folge auch nicht

untergegangen.

[12] 1. Gemäß Art. 43 Abs. 1 EGBGB﻿ kommt auf die Frage des gutgläubigen Erwerbs der Vormerkung

und die Frage des Weiterbestehens der Vormerkung deutsches Sachrecht zur Anwendung, da die

Vormerkung i.S.d. § 883 BGB﻿ ein "Recht an einer Sache" iSd. [Art.] 43 Abs. 1 EGBGB﻿ ist und deshalb der

lex rei sitae des betroffenen Grundstücks folgt, das in Deutschland liegt (vgl. Prütting in BeckOGK BGB,

Stand 01.02.2020, Rdnr. 85 zu Art. 43 EGBGB). Die Möglichkeit und die Voraussetzungen des Erwerbs

eines Rechts an einer Sache vom Nichtberechtigten sind ein Teilschritt der Übertragung eines dinglichen

Rechts, fallen daher in den Anwendungsbereich des Art. 43 Abs. 1 EGBGB und bemessen sich deshalb

nach deutschem Recht (vgl. Thorn in Grüneberg, BGB, 81. Auflage, München 2022, Rdnr. 3 zu Art. 43

EGBGB m.w.N. aus der Rechtsprechung).

[13] 2. ...
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